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Bekanntmachungen des Landratsamtes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachruf 
 
 
 

Der Landkreis Kelheim nimmt Abschied von  
 
 

Herrn Armin Thalmeier 
Kreisrat a. D.  

 
 

Der Verstorbene war vom 1. Mai 1990 bis zum 30. April 1996 Mitglied des Kreistages 
des Landkreises Kelheim. Herr Armin Thalmeier hat sich durch sein kommunalpoliti-

sches Engagement für die Kreisbürger Dank und Anerkennung erworben.  
 

Wir werden dem Verstorbenen ein ehrendes Andenken bewahren. 
 
 

Kelheim, den 31. Mai 2016 
 
 

Dr. Hubert Faltermeier 
Landrat 
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Bekanntmachungen der Städte, Märkte und Gemeinden 
 
Bekanntmachung 
im Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 II „Haidhof-Hausbreite II“ 
durch Deckblatt Nr. 2 „Abgrenzung“ im vereinfachten Verfahren (§ 13 Abs. 1 
BauGB) über  
- Einleitungsbeschluss (§ 2 Abs. 1BauGB) 
- Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 17 II 
„Haidhof-Hausbreite II“ durch Deckblatt Nr. 2 „Abgrenzung“ im vereinfachten Ver-
fahren (§ 13 Abs. 1 BauGB) zu ändern. 
Betroffen ist ein Randstreifen unmittelbar im Anschluss an den Freizeitbereich St. 
Agatha. 
Der vom Stadtrat gebilligte Planentwurf in der Fassung vom 25.05.2016 liegt in der 
Zeit vom 10.06.2016 bis 11.07.2016 im Rathaus Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, Zim-
mer 14 zu den üblichen Dienstzeiten öffentlich aus. 
Während dieser Frist können Bedenken und Anregungen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden. 
 
 
Riedenburg, 25.05.2016 
Stadt Riedenburg 
I.V. 
 
Wagner 
Verw.-Rat 
 
 
 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 
Aufgrund des § 18 der Verbandssatzung und der Art. 34 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 41 
Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 
63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Bad 
Abbach-Teugn folgende Haushaltssatzung:  

I. 
§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird im Verwaltungs- 
haushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf je   401.900 € 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf je 386.000 € 
festgesetzt.  

§ 2 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufge-
nommen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.  
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§ 4 
1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
2) Eine Investitionskostenumlage wird nicht erhoben.  

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung  
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf    67.000 € 
festgesetzt.  

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft.  

II. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gem. Art. 26 Abs. 1 KommZG in 
Verbindung mit § 4 Satz 1 der Bekanntmachungsverordnung während des ganzen 
Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Lengfeld, Am Pfaffenberg 1, 
innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsicht auf.  
 
Bad Abbach, 28.04.2016  
 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
Bad Abbach – Teugn  
 
 
Jackermeier, Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Hopfenbachtal-Gruppe für das Haushaltsjahr 2016 

I. 
Auf Grund des § 22 der Verbandssatzung und der Art. 34 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 
Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 
63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2016, die hiermit gem. Art. 24 Abs.1, Art. 40 Abs. 1 KommZG 
in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO bekanntgemacht wird. 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt  
im Verwaltungshaushalt 
   in den Einnahmen und Ausgaben mit          649.110,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt 
   in den Einnahmen und Ausgaben mit                  285.095,00 € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sind nicht vor-
gesehen.      

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 
(1)Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben 
(2)Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben 

§ 5 
Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf        50.000.00 € 
festgesetzt. 

§ 6 
Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben, und (oder) den 
Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 

II. 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile. 

III. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 26 Abs. 1 KommZG 
in Verbindung mit § 4 Satz 1 der Bekanntmachungsverordnung während des ganzen 
Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Saal a.d.Donau, Schmiedfeld-
str. 6, innerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten zur Einsicht bereit.  
 
 
Saal a.d. Donau, den 31.05.2016 
 
ZV zur Wasserversorgung der  
Hopfenbachtal-Gruppe 
 
 
Poschmann 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Raume 
Kelheim für das Haushaltsjahr 2016; 
hier: Bekanntmachung 
Auf Grund Art. 40 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung 
mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat die Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim am 27.04.2016 folgende Haus-
haltssatzung beschlossen. 

I. 
Auf Grund Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit 
festgesetzt: 
Er schließt im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit  3.640.100 € 
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und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit  2.336.000 € 
ab. 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in 
Höhe von 1.100.000 € vorgesehen. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Eine Betriebs- und Investitionskostenumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf 600.000 € festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft. 
     
Kelheim, den 23.05.2016 
     
Zweckverband zur Abwasserbe- 
seitigung im Raume Kelheim 
 
 
Hartmann 
Vorsitzender 
 

II. 
Die Kreditermächtigung (§2 der Haushaltssatzung) bedarf gemäß Art. 26 Abs.1, 40 
Abs. 1 Satz 1 KommZG i. V. m. Art. 71 Abs. 2 GO der Genehmigung. Die Genehmi-
gung wurde mit Schreiben vom 20.05.2016 durch das Landratsamt Kelheim erteilt. 

III. 
Der Haushaltsplan liegt in der Zeit vom 06.06.2016 bis 20.06.2016 in der Geschäfts-
stelle des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim in Kelheim, 
Altmühlstraße 7, I. Stock, während der allgemeinen Geschäftsstunden (Montag bis 
Freitag von 8 - 12 Uhr) öffentlich auf (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
Kelheim, den 23.05.2016 
 
Zweckverband zur Abwasser- 
beseitigung im Raume Kelheim 
 
 
Hartmann 
Vorsitzender 
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Vollzug des KommZG; 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Hopfenbachtal.-Gruppe - Verbands-
satzung; 
Genehmigung und Veröffentlichung nach Art. 20 Abs. 1 Satz 1 KommZG und 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 KommZG 

I. 
Das Landratsamt Kelheim erlässt folgenden 
 
Bescheid: 
1. Die Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Hop-

fenbachtal-Gruppe wird gemäß Art. 20 Abs. 1 Satz 1 KommZG genehmigt. 
 

Die Verbandssatzung und die vorstehend ausgesprochene Genehmigung 
werden gemäß Art. 21 Abs. 1 Satz 1 KommZG im Amtsblatt des Landkreises 
Kelheim bekanntgemacht. 

2. Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben. 
 
Pilz 
VR 
 

II. 
Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Hopfen-
bachtal-Gruppe vom 23.05.2016 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Hopfenbachtal-Gruppe erlässt gemäß 
Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBI S.555, ber. 1995 S.98, 
BayRS2020-6-1-I) zuletzt geändert durch Verordnung vom 22.07.2014 (GVBl S.286) 
folgende 
 

Verbandssatzung 
I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Hopfenbachtal-Gruppe“. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Thaldorf, Landkreis Kelheim.  
§ 2 

Verbandsmitglieder 
(1) Verbandsmitglieder sind die Städte Abensberg und Kelheim und die Gemein-

den Hausen und Saal a.d.Donau (alle Landkreis Kelheim). 
(2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf 

einer Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Die Beschlussfassung über den Beitritt setzt einen (beschlussmäßigen) 
Antrag der Beteiligten voraus. 

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit 
von zwei Drittel der satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt 
muss mindestens ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer 
Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.  
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Das Recht aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), 
bleibt unberührt. 
 

§ 3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mit-
glieder; bei der Stadt Abensberg jedoch nur das Gebiet der Gemeindeteile Arnhofen, 
Holzharlanden, Buchhof, Pullach, Baiern, Kleedorf; bei der Stadt Kelheim nur die 
Gemeindeteile Thaldorf, Unterwendling, Schlait; bei der Gemeinde Hausen nur die 
Gemeindeteile Großmuß, Esper, Herrnwahlthann, Buch, Sippenau, Weinberg, 
Obersippenau, Schoißenkager und bei der Gemeinde Saal a.d. Donau nur die Ge-
meindeteile Buchhofen, Einmuß, Gstreifet, Kleinberghofen, Kleingiersdorf, Ober-
schambach, Oberteuerting, Reißing, Seilbach, Unterschambach und Unterteuerting. 

§ 4 
Aufsichtsbehörde 

(1) Rechtsaufsichtsbehörde ist das Landratsamt Kelheim. 
(2) Fachbehörde ist das Bayerische Landesamt für Umwelt und in dessen Auftrag 

das Wasserwirtschaftsamt Landshut. 
§ 5 

Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsan-

lage einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, 
die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze zu 
übernehmen; er versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den ein-
schlägigen DIN-Vorschriften entsprechen muss. 

(2) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuer-
rechts. 

(3) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen und die notwendigen Befugnisse, gehen 
auf den Zweckverband über. 

(4) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzun-
gen und Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

(5) Die Verbandsmitglieder halten die für den Feuerschutz eingebauten Anlagen-
teile auf Ihre Kosten gebrauchsfähig. Der Aufwand für die Herstellung, An-
schaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie 
für die Unterhaltung der für die Löschwasserversorgung erforderlichen Lösch-
wassereinrichtungen (z.B. Ober- und Unterflurhydranten, Zuleitungen, Lösch-
wasserbehälter u. Ähnliches) ist von den Verbandsmitgliedern in der jeweils 
tatsächlichen Höhe u erstatten. 

(6) Die Wasserzähler werden vom Zweckverband abgelesen. 
 

II. Verfassung und Verwaltung 
§ 6 

Verbandsorgane 
Die Organe des Zweckverbandes sind: 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verbandsausschuss,  
3. der Verbandsvorsitzende 
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§ 7 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den 
übrigen Verbandsräten. 

(2) Die Zahl der Vertreter die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung 
entsendet, richtet sich nach der in seinem Gebiet abgenommenen jährlichen 
Wassermenge, wobei je volle 15.000 cbm Wasserverbrauch pro Jahr das 
Recht ergeben, einen Vertreter in die Verbandsversammlung zu entsenden. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen Verbandsrat. Die Be-
rechnung wird nach der verkauften Wassermenge im Jahr vor Beginn der 
Amtsperiode vorgenommen. Während der Amtsperiode eintretende Änderun-
gen im Wasserverbrauch bleiben unberücksichtigt. 

(3) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung; 
Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter sind von den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden 
schriftlich zu benennen. Bedienstete des Zweckverbandes können nicht Mit-
glieder der Verbandsversammlung sein. 

(4) Für Verbandsräte die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, 
endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; 
entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die anderen Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbands-
mitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorga-
ne, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt werden, andernfalls für sechs Jah-
re. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane 
aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Ver-
bandsrat, der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitgliedes angehört, vor-
zeitig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die 
Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neu-
en Verbandsräte weiter aus. 

§ 8 
Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsit-
zenden zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und –ort und die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche 
vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende 
die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. Der Sitzungstag und der 
Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht mit-
gerechnet.  

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie 
muss außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte o-
der die Aufsichtsbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt Landshut beantragt; 
im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde und das Wasserwirtschaftsamt Landshut sind von der 
Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 9 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbands-
versammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während 
der Sitzung. 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Wasserwirtschaftsamtes Landshut 
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und des Bayerischen Landesamtes für Wasserversorgung und Gewässer-
schutz in München, der Geschäftsleiter und der Kassenverwalter haben das 
Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das 
Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Personen hö-
ren. 

§ 10 
Beschlüsse und Wahlen der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte 
ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend 
und stimmberechtigt sind. Über andere als in der Einladung angegebene Be-
ratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle Ver-
bandsräte erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf 
der persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb 
von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegen-
stand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuwei-
sen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder die Verbands-
satzung nichts anderes vorschreibt, werden die Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen 
abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. Solange ein Verbandsmit-
glied keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der erste Bürgermeister das 
Stimmrecht aller Vertreter aus. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein Ver-
bandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden. 

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die 
persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er-
hält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine 
Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen statt. 
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten 
Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, 
so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein 
Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stich-
wahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 

(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der 
Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegen-
stände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmverhältnis) in ein Beschluss-
buch einzutragen und von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes 
oder eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. 
Verbandsräte die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis zum 
Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. 
Abschriften der Niederschrift sind auf Aufforderung den Verbandsmitgliedern 
und der Aufsichtsbehörde zu übermitteln. 

§ 11 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für: 
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1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den 
Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen; 

2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von 
Satzungen und Verordnungen; 

3. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung; 
4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte; 
5. die Feststellung und endgültige Anerkennung des Jahresabschlusses; 
6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines Stellvertreters und die Fest-

setzung von Entschädigungen; 
7. die Bildung, Besetzung und Auflösung von Ausschüssen; 
8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 

Verbandsversammlung; 
9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung; 

10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung 
des Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz 
über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist 
insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über 
1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken; 
2. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art. 
3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren  
durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten. 

Die Verbandsversammlung kann die Zuständigkeit allgemein oder für den Einzelfall 
auf den Verbandsausschuss oder den Verbandsvorsitzenden übertragen. Sie kann 
die Übertragung jederzeit für die Zukunft widerrufen. 

§ 12 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Die Entschädigung und der Auslagener-
satz werden durch die Entschädigungssatzung geregelt. 

§ 13 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und drei 
weiteren Verbandsräten. Der Verbandsvorsitzende ist auch Vorsitzender des 
Verbandsausschusses. Vertreter des Verbandsauschussvorsitzenden ist der 
2. Verbandsvorsitzende. § 18 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die weiteren Verbandsaus-
schussmitglieder und deren Stellvertreter. Jedes Verbandsmitglied muss 
durch ein Verbandsausschussmitglied im Verbandsausschuss vertreten sein. 
Die Bestellung gilt für die Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. 
Die Bestellten können nur aus wichtigen Gründen von der Verbandsversamm-
lung abberufen werden. 

§ 14 
Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses 

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die §§ 9 und 10 
entsprechend. Die Sitzungen des Verbandsausschusses sind grundsätzlich öffent-
lich. 

§ 15 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

(1)Der Verbandsausschuss ist zuständig 
1. a) Die Beamten des Zweckverbandes ab Besoldungsgruppe A 9 zu ernennen, 
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zu befördern, abzuordnen oder zu versetzen, an eine Einrichtung zuzuweisen, 
in den Ruhestand zu versetzen und zu entlassen. 
b) die Arbeitnehmer des Zweckverbandes ab der Entgeltgruppe 9 TVöD im 
Rahmen des Stellenplanes einzustellen, höherzugruppieren und zu kündigen. 

2. Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 5.000,-- € bis 50.000,-- € zu ver-
geben. 

3. Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durchsetzung ihrer 
finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Zweckverband einzuleiten. 

4. Der Verbandausschuss ist zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch 
Einzelbeschluss der Verbandsversammlung übertragen werden. 

§ 16 
Rechtsstellung der Mitglieder des Verbandsausschusses 

Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Sie haben jedoch 
Anspruch auf Ersatz notwendiger barer Auslagen. 

§ 17 
Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbands-
versammlung aus ihrer Mitte gewählt.  

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von 
sechs Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Ver-
bandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach 
Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten 
Verbandsvorsitzenden und dessen Stellvertreter weiter aus. 

§ 18 
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den 
Vorsitz in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss. 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Ge-
meindeordnung Kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Er er-
füllt die ihm im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen 
weiteren Aufgaben. 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Ver-
bandsvorsitzenden unbeschadet des § 11 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur 
selbständigen Erledigung übertragen werden. 

(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertre-
ter und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckver-
bandes oder mit Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkräften 
übertragen. 

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen 
der Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband ein-
malige Verpflichtungen von nicht mehr als 50,-€ mit sich bringen. 

(6) Der Verbandsvorsitzende kann im Einzelfall Lieferungen und Leistungen, für 
die im Haushaltsplan Mittel bereitgestellt sind, bis zu einer Höhe von 5.000,-- 
€ vergeben. 

(7) a)Der Verbandsvorsitzende ist für die Ernennung, Beförderung, Abordnung 
oder Versetzung, Versetzung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten 
des Zweckverbandes bis zur Besoldungsgruppe A 8 zuständig. 
b)Der Verbandsvorsitzende ist für die Einstellung, Höhergruppierung, Abord-
nung, Versetzung und Entlassung der Arbeitnehmer des Zweckverbandes bis 
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Entgeltgruppe 8 des TVöD zuständig. 
 

§ 19 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Der Ver-
bandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit nach § 12 eine Aufwandsentschädigung, 
ebenso sein Stellvertreter nach dem Maß ihrer besonderen Inanspruchnahme. Die 
Höhe dieser Entschädigung wird in der Entschädigungssatzung durch Beschluss 
festgesetzt. 

§ 20 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm durch Be-
schluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden mit dessen Zustimmung nach § 
18 Abs. 2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm ferner unbescha-
det des § 11 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertra-
gen. 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
§ 21 

Anzuwendende Vorschriften 
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschrif-
ten für Gemeinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. 

§ 22 
Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern spätestens 
zwei Wochen vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung zu 
übermitteln. 

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushalts-
jahres zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzule-
gen. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erfor-
derlich sind, nach Erteilung der Genehmigungen, sonst einen Monat nach der 
Vorlage bei der Aufsichtsbehörde nach § 29 Abs. 1 bekannt gemacht. 

§ 23 
Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern Gebühren und Beiträge 
nach den Vorschriften des Kommunalabgaberechts. 

(2) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Fi-
nanzbedarf für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Wasserver-
sorgungsanlage wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsumla-
ge). Umlegungsschlüssel ist die Zahl der Hausanschlüsse des abgelaufenen 
Haushaltsjahres. 

(3) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte lau-
fende Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskos-
tenumlage). Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der im vorletzten Jahr im 
Gebiet der einzelnen Verbandsmitglieder abgenommenen Wassermengen. 

§ 24 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der Haus-
haltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie können nur während 
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des Haushaltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 
(2) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftli-

chen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). Die Berechnungsgrundlage ist 
im Umlagebescheid anzugeben. 

(3) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden mit einem Vier-
tel ihrer Jahresbeiträge am 10. jedes dritten Quartalmonats fällig. Werden sie 
nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern 
Verzugszinsen bis zu 0,5 v. H. für den Monat gefordert werden. 

(4) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage bei Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur 
Festsetzung vorläufig vierteljährlich Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen 
Haushaltsjahr zuletzt erhobenen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der 
Umlage für das laufende Haushaltsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen 
zum nächsten Fälligkeitstermin abzurechnen. 

§ 25 
Kassenverwaltung 

Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung 
bestellt. Sie dürfen Zahlungen weder selbst anordnen noch bei ihrer Anordnung mit-
wirken. 

§ 26 
Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung 
innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 

(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem 
Rechnungsprüfungsausschuss binnen drei Monaten örtlich geprüft werden. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversamm-
lung zu bilden. Er besteht aus 3 Verbandsräten. 

(3) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von der Verbandsver-
sammlung festgestellt und anerkannt. 

(4) Überörtliches Rechnungsprüfungsorgan ist die staatliche Rechnungsprü-
fungsstelle beim Landratsamt Kelheim.  

IV. Schlussbestimmungen 
§ 27 

Anzuwendende Vorschriften 
Soweit nicht das KommZG oder die Verbandssatzung etwas anderes vorschreiben, 
sind auf den Zweckverband die für Gemeinden geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden. 

§ 28 
Änderung der Verbandssatzung 

(1) Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Austritt von Verbandsmitgliedern und 
deren Ausschluss, der nur aus wichtigem Grund zulässig ist, bedürfen einer 
Mehrheit von zwei Dritteln, sonstige Änderungen der Verbandssatzung der 
einfachen Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung. 

(2) Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Beitritt, der Austritt, der Ausschluss 
und die Kündigung von Verbandsmitgliedern aus wichtigem Grund bedürfen 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Sonstige Änderungen der Verbandssatzung sind der Aufsichtsbehörde anzu-
zeigen. Jede Änderung der Verbandssatzung ist im Amtsblatt der Aufsichts-
behörde bekanntzumachen. Sie wird am Tag nach dieser Bekanntmachung 
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wirksam. 
§ 29 

Öffentliche Bekanntmachungen 
(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes und deren Änderun-

gen werden im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim bekannt gemacht. Die 
Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen 
vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen und Ver-
ordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen 
werden. 

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüb-
licher Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine 
Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim anordnen. 

§ 30 
Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung einberufen, wenn der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Ver-
bandsversammlung unaufschiebbar ist. 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, 
wenn sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen und bei Streitigkeiten der Mit-
glieder des Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis, ist 
die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen. 

§ 31 
Auflösung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbands-
satzung bekanntzumachen. 

(2) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, 
die auf ihrem Gebiet gelegenen Gegenstände des Anlagevermögens zum ge-
schätzten Zeitwert zu übernehmen. Im Übrigen ist das Vermögen nach Befrie-
digung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der über-
nommenen Gegenstände nach dem Verhältnis der von ihnen insgesamt ent-
richteten Investitionsanlagebeträge zu verteilen. Soweit das Vermögen die 
entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur für steuerbe-
günstigte Zwecke verwendet werden. 

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass 
dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abge-
funden, den es bei der Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband 
zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufgelöst würde. Es hat das Recht, die 
auf seinem Gebiet gelegenen Gegenstände des Anlagevermögens unter Ab-
rechnung auf seinen Abfindungsanspruch zum geschätzten Zeitwert zu über-
nehmen. Der Abfindungsanspruch wird 3 Jahre nach dem Ausscheiden, spä-
testens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten kön-
nen für die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs eine abwei-
chende Regelung vereinbaren. 

§ 32 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amts-
blatt für den Landkreis Kelheim in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 28.06.1967 zuletzt geändert am 
27.05.2004 (KrABl Nr.13 Seite 122/2004) außer Kraft. 

 
 
Saal a.d. Donau, 23.05.2016 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Hopfenbachtal-Gruppe 
 
 
Poschmann 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 

Sonstige Bekanntmachungen 
 
 
Aufgebot einer verloren gegangenen Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde 
       Antragsteller 
Sparkassenbuch Konto Nr. 3420028261   Siegfried Müller sen. 
 
ist in Verlust geraten. 
 
Der Vorstand der Sparkasse Landshut erlässt gemäß Artikel 35 AGBGB zum Zwecke 
der Kraftloserklärung das Aufgebot. 
Die Inhaber dieser Sparurkunde wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter Vorla-
ge der Urkunden bis spätestens 

17.08.2016 
bei der Sparkasse Landshut anzumelden. Werden bis zum vorgenannten Termin 
keine Rechte geltend gemacht, so erfolgt anschließend die Kraftloserklärung der 
Sparurkunden. 
 
Landshut, den 17.05.2016 
 
Sparkasse Landshut 
 
Bruckner       Wirkert 
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